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Der erste Schultag der siebenjäh-
rigen Mai (Name geändert) Mit-
te August war ein Tag, den ihre
Elternmit Freude undAngst zu-
gleich erwartet hatten. Ihr Kind
geht nun offiziell in eine Basler
Primarschule – obwohl es gar
nicht in der Schweiz sein dürfte.
Mai und ihre Eltern sind Sans-
Papiers aus Zentralasien, Men-
schen ohne geregelten Aufent-
haltsstatus, die für die Behör-
den unsichtbar bleiben müssen.

Die Mutter, in diesem Text
nennen wir sie Anh, empfängt
in ihrer kleinen Wohnung in
Basel. Von aussen sieht das Ge-
bäude etwas heruntergekommen
aus, das Innere der Wohnung
aber ist blitzblank geputzt. Die
Unterschrift auf dem Mietver-
trag ist nicht die von Anh oder
ihrem Mann, sondern die einer
bekannten Person, die legal in
der Schweiz lebt.

Anh erinnert sich noch gut an
den Moment der Schulanmel-
dung für ihre Tochter. Als Sans-
Papiers muss man das proaktiv
machen, da die Behördenvon der
Existenz der Kinder nichts wis-
sen. «AmAnfang hatte ich gros-
seAngst», erzählt sie.Was,wenn
die Schule ihre Daten an dieMig-
rationsbehördenweitergibt? Erst
nach Gesprächen bei der Bas-
lerAnlaufstelle für Sans-Papiers
wagten die Eltern den Schritt.
Heute sitzt dasMädchenmit den
anderen Kindern imKlassenzim-
mer – und weiss nichts davon,
dass es «illegal» ist.

Noch vor wenigen Jahrzehn-
ten mussten die Kinder von ita-
lienischen Gastarbeitenden, die
ebenfalls nicht in der Schweiz le-
ben durften, komplett imVerbor-
genen aufwachsen. «Die Schweiz
hat aus dem Drama der Saison
nierkinder teilweise gelernt»,
sagt Katharina Boerlin von der
Anlaufstelle für Sans-Papiers,
wo jährlich rund 600 Personen
beraten werden. Heute gilt das
Grundrecht auf Bildung unab-
hängig vom Aufenthaltsstatus.

Kein Lehrvertrag
ohne Papiere
Die Bildungsbehörden dür-
fen Sans-Papiers-Kinder nicht
den Migrationsämtern melden.
Schwierig werde das in kleinen
Gemeinden, sagt Boerlin. Dort,
wo eine einzige Person für bei-
des zuständig sei. In derVergan-
genheit hat die SVP auf nationa-
ler Ebene ausserdem versucht,
zu verhindern, dass ein Schulbe-
suchmöglich ist, ohne demMig-
rationsamt gemeldet zuwerden,
hatte damit aber keinen Erfolg.

Für die Kinder eröffnet sich
mit dem Recht auf Bildung eine
Zukunft, die über die Schulzeit
hinausgeht. Der Besuch eines
Gymnasiums oder einer Uni-
versität ist möglich, für eine Be-
rufslehre benötigen die Jugend-
lichen jedoch einen Arbeitsver-
trag, denman ohne Papiere nicht
bekommt. Hier wurden die Re-
geln dahin gehend gelockert,
dassman eine Härtefallregelung
bekommen kann, die den Auf-
enthalt in der Schweiz bis zum
Lehrabschluss ermöglicht. Da-
nach müssen die jungen Men-
schen das Land verlassen.

AnhsTochter lebt derzeit noch
unbeschwert. Sie spricht Basel-
deutsch, hat Freundinnen gefun-

den und besucht die Schule mit
Freude. Aber sie spürt manch-
mal, dass für ihre Familie etwas
anders ist. Oft fragt sie, warum
sie nie in die Ferien fahren. «Sie
versteht nicht, warum wir nicht
reisen können. Nicht mal nach
Deutschland zumEinkaufen fah-
renwir, daswäre viel zu riskant»,
sagt die Mutter.

Der Umzug nach Basel
für ein gesundes Kind
Das Leben im Verborgenen be-
gann für die Familie vor acht
Jahren. Die Mutter, heute Mit-
te vierzig, hatte in ihrer Heimat
bereits zwei Fehlgeburten erlit-
ten. Weil die medizinische Ver-
sorgung dort schlecht sei, habe
sie sich entschieden, die dritte
Schwangerschaft in der Schweiz
zu verbringen. «Ich wollte, dass
dieses Kind auf die Welt kom-
men kann.» Über die Anlauf-
stelle für Sans-Papiers fand sie

in Basel eine Krankenkasse und
eine Gynäkologin. 2018 kam ihre
Tochter zurWelt.

Das Touristenvisum war da
längst abgelaufen, zurückgehen
jedoch keine Option für Anh:
«Das wäre kein gutes Leben für
unser Kind.» Doch der Start war
hart. Während der Coronapan-
demie war sie mit dem Baby al-
lein in Basel in einem kleinen
Zimmer. Der Vater, der noch in
derHeimat gearbeitet hatte, sass
dort fest. Eine ältere Landsfrau

brachte Mutter und Kind Essen
und half auch sonst beim Nö-
tigsten.

Heute arbeitet Anh sechs
Tage pro Woche in der Gastro-
nomie, vermittelt über Bekann-
te. Der Vater, der nach der Auf
hebungderCoronaeinschränkun-
gennachreiste, kümmert sich um
die Tochter. Nach aussen wirkt
der Alltag der Familie normal.
Doch die Angst ist stets präsent.
«Wirmüssen immer unauffällig
bleiben», sagt die Mutter. «Nie
schwarzfahren, nie bei Rot über
die Strasse gehen.» Eine einzige
Frage nach demAusweis könnte
die Abschiebung bedeuten.

Die ständige Angst vor
denMigrationsbehörden
Anh erzählt von einem Erlebnis
auf einemSpielplatz, auf dem sie
mitMaiwar: ZweiMänner gerie-
ten in eine Schlägerei, kurz dar-
auf rückte die Polizei an. «Sie bil-

deten einen Kreis, kontrollierten
Leute. Mein Herz raste, und ich
zitterte», erinnert sie sich. Da-
malswar sie überzeugt, dass ihre
Tochter und sie gleich auffliegen
würden, doch die beiden kamen
noch einmal davon.

In der Stadt Zürich können
Menschen wie Anh in solchen
Momenten vielleicht künftig die
Züri-City-Card vorzeigen. Die
Stimmbevölkerung hat dort 2022
rund dreiMillionen FrankenKre-
dit gesprochen, um eine Identi-
tätskarte für alle auszuarbeiten,
auf derman unter anderem auch
ÖV-Abos und Badi-Karten ver
einen könnte. Der Gedanke da-
hinter:Wenn sichmöglichst viele
Personenmit der Züri-City-Card
statt mit Pass oder Identitäts-
karte ausweisen, kann die Polizei
keine Rückschlüssemehr auf den
Aufenthaltsstatus ziehen.

In der Schweiz leben Schät-
zungen zufolge zwischen 50’000

und 100’000 Sans-Papiers. Vie-
le von ihnen stammen aus asia
tischen Ländern wie Anh und
ihre Familie. Eine grössere Zahl
kommt auch aus Südamerika,
insbesondere Brasilien. Manche
kommen für befristete legale
Jobs in die Schweiz und bleiben
danach hier. Andere reisen mit
einem Touristenvisum ein und
tauchen dann ab.DieMotivation
ist fast immer,Geld zuverdienen,
häufig, um die Familie im Her-
kunftsland zu unterstützen. Die
Jobs werden meist von anderen
Sans-Papiers vermittelt, die be-
reits hier sind. Dieses Netzwerk
hilft auch dabei, anWohnungen
sowie an weitere Unterstützung
zu kommen.

Die meisten Sans-Papiers ar-
beiten auf Baustellen, in derGas-
tronomie oder als Putzkräfte und
Pflegehilfen in Privathaushal-
ten. Nicht alle von ihnen wer-
den fair behandelt. So auchAnh,
die imvergangenen Jahr für eine
Frau arbeitete, die ihre Situati-
on ausnutzte. «Mir ging es viele
Monate gar nicht gut, auch ge-
sundheitlich», sagt sie. Stress,
Schlaflosigkeit und psychoso-
matische Beschwerden sind laut
Katharina Boerlinweitverbreitet.
Wer sichwehrt, riskiert, entdeckt
zuwerden. «Man kann nicht ein-
fach zurBehörde gehen und sich
beschweren.Daswissen auch die
Arbeitgeber», sagt Boerlin.

Anh hofft auf eine
Härtefallbewilligung
FürAnhs Familie könnte sich die
Situation in zwei Jahren ändern:
Dann dürfen sie ein Gesuch um
eine Härtefallbewilligung stel-
len, die einen legalenAufenthalt
ermöglichenwürde. DieVoraus-
setzungen dafür sind imAuslän-
dergesetz national geregelt und
umfassen unter anderem die In-
tegration, die Respektierung der
Rechtsordnung, die Möglichkei-
ten für eineWiedereingliederung
imHerkunftsstaat, die Familien-
verhältnisse, die Dauer des bis-
herigen Aufenthalts sowie die
finanziellen Verhältnisse.

Familien mit eingeschulten
Kindern können nach fünf Jah-
ren in der Schweiz ein solches
Gesuch einreichen, alle ande-
ren nach zehn. Die Beratungs-
stelle in Basel reicht Anträge zu-
nächst anonym bei den Behör-
den ein. Eine Praxis, die nicht
in allen Kantonen möglich ist.
Erst wenn es realistische Chan-
cen gibt,müssen die Betroffenen
ihre Identität offenlegen. «Wir
reichen aber grundsätzlich nur
Gesuche ein, bei denenwir über-
zeugt sind, dass sie eine Chan-
ce haben», erklärt Boerlin. Denn
wer einen negativen Bescheid er-
hält, wird abgeschoben.

Auch eine Härtefallbewilli-
gung bleibt eingeschränkt. Sie
verlangt Erwerbstätigkeit und
untersagt Sozialhilfe. Straffäl-
ligkeit würde zum Entzug füh-
ren. Anh will sich gut auf diesen
Schritt vorbereiten. Sie braucht
dann einen legalen Job, eineWoh-
nung auf ihren eigenen Namen,
und sie wird Steuern zahlen.

Für die Tochter würde eine
Bewilligung bedeuten, dass sie
auchweiterhin in Basel aufwach-
senwürdewie ihre Freundinnen.
Bis dahin bleibt sie ein Kind zwi-
schen zweiWelten: in der Schu-
le selbstverständlich dabei, aber
unsichtbar für die Behörden.

Unsichtbar zwischen zweiWelten
Sans-Papiers In der Schweiz leben bis zu 100’000Menschen ohne geregelten Aufenthaltsstatus, viele von ihnen haben Kinder.
Wie lebt man als Familie im Verborgenen?

Die Mutter der siebenjährigen Mai, eine Sans-Papiers aus Basel, hofft auf eine Härtefallbewilligung. Foto: Nicole Pont

Nach aussen
wirkt der Alltag
der Familie normal.
Doch die Angst
ist stets präsent.
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Bern Rund 11’600 Asylgesuche
verzeichnete die Schweiz im ers-
ten Halbjahr 2025. Das ist zwar
knapp ein Fünftel weniger als
im selben Zeitraum im Vorjahr.
Doch in den letzten Monaten ist
die Zahl derAsylgesuche stark an-
gestiegen. So stark, dass derBund
seine Prognose von 24’000Gesu-
chen für das laufende Jahr über-
prüft, wie Radio SRF berichtet.

Der Anstieg ist insofern in-
teressant, als in Europa Asyl-
gesuche in den ersten sechsMo-
naten um 23 Prozent tiefer la-
gen als im ersten Halbjahr 2024.
Grund dafür ist derMachtwech-
sel in Syrien; europaweit haben
die Asylgesuche von Menschen
aus Syrien um zwei Drittel ab-
genommen.Die Schweiz sei aber
nie ein wichtiges Zielland für
syrische Geflüchtete gewesen,
sagt das Staatssekretariat fürMi-
gration. Entsprechend seien die
Gesuche hier nicht im gleichen
Mass zurückgegangen. Hinzu
kommt, dass der normalerwei-
se im Spätsommer erfolgende
Anstieg der Asylgesuche dieses
Jahr früher eingesetzt hat. Bereits
seit Juni liegen die Gesuchszah-
len über jenen desVorjahresmo-
nats. Es sollen drei geschlossene
Bundesasylzentrenwiedereröff-
net werden. (lny)

Asylgesuche
nehmen zu

Swissmint Die Eidgenössische
Münzstätte widmet eine dreitei-
lige Münzserie der Schweizer
Luftfahrt. Fliegen galt lange Zeit
als unerreichbarer Traum der
Menschheit – bis er in Erfüllung
ging. Bis dahin war es ein langer
Weg. Es brauchte ein «Jahrhun-
dert voller Mut, Vision und tech-
nischer Meisterleistung», wie
Swissmint schreibt. Sie würdigt
diese Leistungen darum mit ei-
ner Münzserie. Am Donnerstag
erscheint die erste Ausgabe: die
Silbermünze «Pioniere der
Schweizer Luftfahrt» zumNenn-
wert von 20 Franken, die den Be-
ginn derEroberung desHimmels
durch Heissluftballone themati-
siert. Die Münze erscheint in
einer limitierten Auflage von
7500 Exemplaren in unzirkulier-
ter Fassung und zu einem Aus-
gabepreis von 25 Franken sowie
als polierte Platte zu 3500 Exem-
plaren zu einem Ausgabepreis
von 79 Franken. Die Bildseite
zeigt verschiedene Ballone, de-
ren Formen und Körbe die tech-
nischen Entwicklungen jenerZeit
widerspiegeln, dieWertseite ziert
ein Propellerblatt, das den Fort-
schritt der Technik bis in die Ge-
genwart aufzeigt. (red)

Silbermünze ehrt
Luftfahrtpioniere

Tourismus Die Schweizer Ho-
tels haben auch im Monat Au-
gust mehr Gäste beherbergt als
im Vorjahr. Gemäss einer ers-
ten Schätzung des Bundesamts
für Statistik nahm die Zahl der
Logiernächte um 2,3 Prozent
zu. Damit setzt sich der positive
Trend der Vormonate fort. Ge-
tragenwurde dasWachstumvon
den internationalen Gästen, die
5,2 Prozent mehr Übernachtun-
gen buchten als im Vorjahres-
monat. Dagegen verzeichneten
die Schweizer Gäste einen Rück-
gang von 1,1 Prozent. Von Janu-
ar bis Ende Juli hatte die Bran-
che bereits eine Zunahme von
1,6 Prozent registriert. (SDA)

Erneut guter Monat
für Hotellerie

Quentin Schlapbach

In Kriegszeiten sind sie dazu da,
um Land und Leute zu schützen.
In Friedenszeiten stellen sie im-
mer wieder eine Gefahr für die
Besitzer und derenAngehörigen
dar. Die Rede ist von Schusswaf-
fen der Armee.

Die Schweiz gehört seit je zu
den Ländern in Europa mit den
meisten Schusswaffentoten re-
lativ zur Bevölkerungszahl. Bis
2002 starb hierzulande jeden
Tag ein Mensch durch eine Ku-
gel. Unter den Industrieländern
belegt die Schweiz zwar auch
heute noch einen der führen-
den Ränge in dieser traurigen
Statistik. Die Situation hat sich
aber deutlich verbessert. Obwohl
die Bevölkerung seit der Jahr-
tausendwende um 1,8 Millionen
Menschen angestiegen ist, hat
sich die Zahl der Schusswaffen-
toten in derselben Zeit halbiert.
Beim genaueren Hinsehen zeigt
sich, dass für diese Entwicklung
vor allem eine Personengruppe
verantwortlich ist: Junge Män-
ner unter 40 Jahren, die sich mit
einer Schusswaffe suizidieren.

Prävention war erfolgreich
Zwischen 1995 und 2003 star-
ben im Schnitt noch jedes Jahr
125Männerunter40 Jahrendurch
diese Suizidmethode. Nach der
Einführung der Armee XXI und
derdamit verbundenenTruppen-
reduktion sank diese Zahl schlag-
artig – auf jährlich 75 Suizide.
2007 führte das Parlament das
Verbot der Abgabe von Taschen-
munition ein. Seither ist die Zahl
der Schusswaffensuizide weiter
gesunken. In den letzten fünf Jah-
ren schieden jährlich noch rund
20 Männer unter 40 Jahren auf
diese Art aus dem Leben.

Aus Sicht derSuizidprävention
ist diese Entwicklung ein grosser
Erfolg. Die Zahlen zeigen auch,
dass in derselben Zeitspanne kei-
ne «Ausweichbewegung» zu an-
deren Suizidmethoden stattge-
funden hat. Diese blieben stabil
oderwaren leicht rückläufig.

Nun könnte die Präventions-
massnahme allerdings wieder
aufgehobenwerden.WernerSalz-
mann ist Berner SVP-Ständerat
undSportschütze.Er fordert, dass
denArmeeangehörigen aufgrund
der sich «dramatischveränderten
Sicherheitslage» imZugdesUkra-
inekriegswiederTaschenmuniti-
onmit nachHause gegebenwird.

Für Salzmann ist diese Mass-
nahme das Einlösen eines Ver-
sprechens, das der Bundesrat
2007 abgab. Bei derAbschaffung
derTaschenmunitionhat die Lan-
desregierung inAussicht gestellt,
auf diesen Entscheid zurückzu-
kommen, falls die Sicherheitslage
dies erfordere. Diesen Zeitpunkt
sieht der SVP-Ständerat nun ge-
kommen. Dank der Taschenmu-
nitionwären dieArmeeangehöri-
gen imFall einerMobilisierung ab
dem ersten Tag bereit, kritische
Infrastrukturen zu schützen oder
Verkehrskontrollen durchzufüh-
ren. «DieAbgabe derMunition ist
auch einVertrauensbeweis an un-
sere Soldatinnen und Soldaten,
die imErnstfall bereit sind, unser
Land mit Leib und Leben zu ver-
teidigen», sagt Salzmann.

Vor drei Jahren war ein ähnli-
cher Vorstoss von Jean-Luc Ad-
dor (SVP) im Nationalrat chan-
cenlos. Der Walliser konnte nur
einige Leute aus seiner eigenen
Fraktion überzeugen. Bei Salz-
mannsVorstoss stehen die Chan-
cen deutlich besser. Demgut ver-
netzten Sicherheitspolitiker ist es
gelungen, im Ständerat elf Mit-
unterzeichner für sein Anliegen
zu gewinnen, daruntervier Poli-
tiker derMitte und zwei der FDP.

Trotz der breiten Unterstüt-
zung empfiehlt das VBS von
Martin Pfister (Mitte) die Ab-
lehnung der Motion – auch mit
dem Hinweis auf die Gefahr von
steigenden Suiziden. Für Salz-
mann ist diese Argumentation
unverständlich. «Es gibt schlicht
keine Beweise dafür, dass Ta-
schenmunition in der Vergan-
genheit zu diesem Zweck ein-
gesetztwurde.» DerGrund,wes-
halb Schusswaffensuizide bei
jungen Männern in den letzten
Jahren so stark rückläufig wa-
ren, sieht Salzmannvor allem im
besseren psychologischenMoni-
toring der Armee. «Bei der Rek-
rutierung wird seit einigen Jah-

ren ganz genau hingeschaut,
wem eine Waffe in die Hände
gedrückt wird und wem nicht»,
sagt Salzmann.

Er kritisiert, dasVBSvonMar-
tin Pfister habe die Zeichen der
Zeit nicht erkannt. «Ich gehe da-
von aus, dass da auch das Fedpol
ein Wörtchen mitgeredet hat.»
Dieses gehört zumDepartement
von SP-Bundesrat Beat Jans.

Urs Hepp, Facharzt für Psy-
chiatrie und Psychotherapie,
zieht aus den Zahlen ganz an-
dere Schlüsse als Salzmann. Er
ist Mitautor jener Studie, die
entscheidend dazu beigetragen
hat, dass Armeeangehörige seit
2007 keine Taschenmunition
mehr mit nach Hause nehmen
können. «In dieser Studie konn-
tenwir den Zusammenhang zwi-
schen dem Zugang zu Schuss-
waffen in Privathaushalten und
Suiziden durch Schusswaffen
klar aufzeigen», sagt Hepp.

Suizide erfolgen oft impulsiv
Er habe in dieser Zeit von Po-
litikern oft das Argument ge-
hört, dass suizidale Personen
einfach auf eine andere Metho-

den ausweichen würden, wenn
sie keinen Zugang mehr zu ei-
ner Schusswaffe haben. «Das ist
aber klar nicht so», sagt Hepp.
«Wir wissen aus mehreren Stu-
dien, dass durch den erschwer-
ten Zugang zu einzelnen Suizid-
methoden die Suizide insgesamt
reduziert werden können.»

Das hängt auch damit zu-
sammen, dass viele Suizide aus
einem Impuls heraus erfolgen.
Zwischen dem Entscheid und
der Tat vergehen oft nurwenige
Minuten. Die Verfügbarkeit ei-
ner Suizidmethode spiele des-
halb eine entscheidende Rolle.
«Wenn jemand nicht gerade eine
Schusswaffe zurHand hat, über-
legt er es sich nochmals, und der
suizidale Impuls geht oftwieder
weg», sagt Hepp.

Aus der eigenen klinischen
Erfahrung kennt ermehrere Bei-
spiele von Schusswaffensuiziden
und weiss auch, was das für An-
gehörige bedeutet. Zwar ist die
Letalität bei der Methode ver-
gleichsweise hoch, aber längst
nicht jeder Suizidversuch mit ei-
ner Schusswaffe führt zum Tod.
«Die Betroffenen,die denVersuch

überleben, tragenmeist bleiben-
de Hirnschädigungen davon.»

Für Hepp ist klar: Wenn Ar-
meeangehörige Taschenmuniti-
on nachHause nehmen können,
werde das «mit an Sicherheit
grenzenderWahrscheinlichkeit»
zu einer Zunahme von Suiziden
bei jüngeren Männern führen.
«Für die Suizidprävention wäre
das ein massiver Rückschlag.»

Über Salzmanns Motionwird
erstmals am Mittwoch im Stän-
derat debattiert.

«Daswürde höchstwahrscheinlich
zumehr Suiziden führen»
Taschenmunition Sollen Armeeangehörige wieder Munition mit nach Hause nehmen dürfen? Darüber debattiert
amMittwoch der Ständerat. Für die Suizidprävention wäre das ein «massiver Rückschlag», warnt ein Experte.

Die Zahl der Schusswaffentodesfälle hat sich innert
20 Jahren halbiert

Anzahl Schusswaffentodesfälle in der Schweiz (inkl. Suizide) pro Jahr.
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Die Zahl der Schusswaffensuizide von jungen Männer ist in
den letzten Jahren stark gesunken

Jährliche Suizide mit Schusswaffen von Männern unter 40 Jahren in
der Schweiz.
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Seit dem Verbot der Abgabe von Taschenmunition 2007 sind die Schusswaffensuizide deutlich zurückgegangen. Foto: Gaëtan Bally

Hilfe bei Suizidgedanken

Haben Sie selbst Suizidgedanken,
oder kennen Sie Betroffene? Für
Kinder und Jugendliche ist das
Telefon 147 da (www.147.ch). Eltern
können sich per Telefon, Whats-
app oder E-Mail an die Elternbera-
tung von Pro Juventute wenden:
projuventute.ch/elternberatung.
Erwachsene können die Dar-
gebotene Hand kontaktieren,
Telefon 143 (www.143.ch). Die
Angebote sind vertraulich und
kostenlos. Auch www.reden-kann-
retten.ch bietet Hilfe. (red)


